
b) Hängt die Zulässigkeit eines solchen unter Buchstabe a
genannten Verbotes davon ab, dass die örtlich zuständige
Verwaltung bei der Beurteilung der Frage der Genehmi-
gung nach § 3 Absatz 1 das Gebot beachtet hat, dass für
Flächen, die die Kriterien der Nummern 1 bis 3 erfüllen,
stets eine Genehmigung erteilt werden soll?

2. Stehen anderenfalls die Artikel 28 EG bis 30 EG allgemein
oder nur unter den vorstehend unter 1 Buchstabe b genann-
ten Umständen nationalen Rechtsvorschriften über das Ver-
bot der Benutzung von Wassermotorrädern, wie unter 1
Buchstabe a beschrieben, entgegen?

3. Steht ungeachtet des oben Ausgeführten das Fehlen einer
Notifizierung des neuen, am 20. Juni 2004 erlassenen Ver-
botes für Wassermotorräder an die Kommission der EU
gemäß den Richtlinien 83/189/EWG und 98/34/EG nationa-
len Rechtsvorschriften wie den oben genannten entgegen?

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt durch Urteil
des Hof van Beroep Antwerpen vom 29. November 2005
in dem Rechtsstreit 1. Lucien De Graaf, 2. Gudula Daniels

gegen Belgische Staat

(Rechtssache C-436/05)

(2006/C 36/49)

(Verfahrenssprache: Niederländisch)

Der Hof van Beroep Antwerpen (Belgien) ersucht den Gerichts-
hof der Europäischen Gemeinschaften durch Urteil vom 29.
November 2005, bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen
am 5. Dezember 2005, in dem Rechtsstreit 1. Lucien De Graaf,
2. Gudula Daniels gegen Belgische Staat um Vorabentscheidung
über folgende Fragen:

1. Ist die Verordnung Nr. 1408/71 (1) auf eine durch ein natio-
nales Gesetz auferlegte Krisenzusatzabgabe (ACB) anwend-
bar, die auf eine alternative Finanzierung der sozialen
Sicherheit abzielt?

2. Erlaubt es Artikel 39 EG, eine natürliche Person, die in Bel-
gien wohnt, aber ihre Berufstätigkeit (nahezu) vollständig in
einem anderen Mitgliedstaat ausübt, der Krisenzusatzabgabe
zur Finanzierung der sozialen Sicherheit zu unterwerfen,

wenn diese Person in Bezug auf die soziale Sicherheit nicht
in Belgien, sondern im Beschäftigungsstaat beitragspflichtig
ist, während alle anderen im Wohnsitzstaat Ansässigen, die
der Krisenzusatzabgabe unterworfen sind, in Bezug auf die
soziale Sicherheit in Belgien beitragspflichtig sind?

3. Lässt es Artikel 39 EG zu, dass ein Mitgliedstaat einen
Unterschied macht, indem er Einwohner des Grenzgebiets,
die in einem anderen Mitgliedstaat arbeiten, deutlich schwe-
rer belastet als Einwohner, die nicht im Grenzgebiet wohnen
und ebenfalls in einem anderen Mitgliedstaat arbeiten?

4. Kann sich ein Einwohner eines Mitgliedstaats, der seine
Berufstätigkeit nahezu vollständig in einem anderen Mit-
gliedstaat (A) ausübt, auf den Grundsatz der „Meistbegünsti-
gung“ berufen, wenn der Mitgliedstaat für andere Einwoh-
ner, die ihre Berufstätigkeit ebenfalls nahezu vollständig in
einem dritten Mitgliedstaat (B) ausüben, eine steuerlich
günstigere Behandlung vorsieht?

5. Verstößt es gegen Artikel 39 EG oder eine andere Vorschrift,
dass ein Wohnsitzstaat einem Einwohner, der seine Berufstä-
tigkeit nahezu vollständig in einem anderen Mitgliedstaat
ausübt, den steuerlichen Abzug eines Krankenversicherungs-
beitrags versagt, wenn ein derartiger steuerlicher Abzug
sowohl den im Wohnsitzstaat als auch den im Beschäfti-
gungsstaat Ansässigen offen steht, die von ihrer Arbeitneh-
merfreizügigkeit keinen Gebrauch machen?

6. Verstößt es gegen Artikel 39 EG oder eine andere Vorschrift,
dass ein Wohnsitzstaat den steuerlichen Abzug von Beiträ-
gen zur Krankenversicherung u. a. von der Bedingung
abhängig macht, dass diese Krankenversicherung bei einem
vom Wohnsitzstaat anerkannten Versicherungsverein auf
Gegenseitigkeit abgeschlossen wird, während es den Ein-
wohnern des Wohnsitzstaats, die von ihrer Arbeitnehmerf-
reizügigkeit Gebrauch machen, nach dessen Rechtsvorschrif-
ten nicht möglich ist, eine Zusatzkrankenversicherung bei
einem solchen Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit
abzuschließen?

(1) Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer
und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwan-
dern (ABl. L 149, S. 2).
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